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Wer erstreitet sich die Kontrolle über Saatgut und Lebensmittel? 

FAO-Konferenz über Zugang zu genetischen Ressourcen und Erhalt der biologischen Vielfalt, 23.-28. April in Spoleto, Italien

Die Welternährungsorganisation FAO soll mit einem Konferenzmarathon, dem sogenannten „International Undertaking“, weltweit verbindliche Regeln schaffen, die die Welternährung sichern. Dies soll dem ungehinderten Zugang zu Lebensmitteln und Saatgut sowie dem Fortschritt der Pflanzenzüchtung dienen. Die genetische Vielfalt soll vor allem bei Pflanzenarten gesichert werden, die wie Reis, Weizen, Kartoffeln, Soja und Mais unverzichtbar sind für die Welternährung. Seit 1993 wird das Abkommen verhandelt, doch kurz vor Abschluss droht es an den Forde​rungen einiger Industrieländer zu schei​tern.

Greenpeace befürchtet, dass es den Gen-Konzernen ermöglicht werden soll,  Patente - und damit Kontrolle - auf Gene, Saatgut, Pflanzen und die Ernte bis hin zum Lebensmittel durchzusetzen. Damit wäre die ursprüngliche Absicht des Abkommens weitgehend verfälscht oder gar ins Gegenteil verkehrt. Die Mehrheit der G 77-Länder, der Zusammenschluss der Entwicklungsländer, will Patente derzeit möglichst verhindern.

Zusätzlich weigern sich die USA, Kanada, Australien und Neuseeland verbindlichen Regeln über die Zahlung für den Erhalt der biologischen Vielfalt zuzustimmen. Nach ihren Vorstellungen soll die genetische Vielfalt in den Ursprungsländern frei zu gänglich sein, die daraus entnommenen Gene und entsprechendes Saatgut aber ausschließlich den Konzernen gehören.

Diese Absichten missachten die Interessen von Verbrauchern, Landwirten und den Entwicklungsländern. Zudem würde ihre Umsetzung die Sicherung der Welternährung gefährden. 

Gefahr für Pflanzenvielfalt

In den Zentren der biologischen Vielfalt wie Asien und Südamerika liegen die Ursprungsregionen für die meisten unserer Nutzpflanzen. In diesen Ländern gibt es einige tausend Varianten der Pflanzen, aus denen unsere Hochleistungssorten entwickelt wurden.

Für die Zukunft der Welternährung ist diese biologische Vielfalt entscheidend. Sie birgt unter anderem die genetischen Anlagen für Resistenzen von Pflanzen. Deren Einsatz kann im Notfall verhindern, dass neue Pflanzenkrankheiten die weltweit verbreiteten Monokulturen auf dem Acker vernichten.

Doch die agrarische Vielfalt und ihre Nutzung ist akut bedroht: 

· Hochleistungssorten verdrängen weniger profitables Saatgut. Zudem behindern Konzerne den Zugang zu den genetischen Ressourcen immer stärker durch exklusive Nutzungsrechte wie Patente. Den Züchtern und Landwirten steht dieser „Gen-Pool“ nur noch eingeschränkt zur Verfügung. 

· Die Konzerne des Nordens plündern als „Biopiraten“ die biologische Vielfalt, und erklären die entdeckten Gene und das dazu gehörende Saatgut zu ihrem „Eigentum“.

Das „International Undertaking“ soll diesen Prozess stoppen. 150 Staaten haben schon 1983 eine freiwillige Vereinbarung unterzeichnet, um eine derartige Entwicklung zu verhindern. Der endgültige Vertrag soll unter der 1992 in Rio verabschiedeten „Konvention zur biologischen Vielfalt“ angesiedelt werden, um völkerrechtlich verbindlich zu werden. Jetzt wird um die konkrete Ausgestaltung des Vertrages gerungen, der im aktuellen Entwurf zahlreiche Passagen enthält, die die Durchsetzung exklusiver Nutzungsrechte ermöglichen würden. 

Die agrarische Vielfalt soll durch finanzielle Ausgleichsregelungen erhalten und der Zugang zu den genetischen Ressourcen durch ein Verbot von exklusiven Nutzungsrechten wie Patenten gesichert werden. So erhalten Landwirte und Züchter das Recht auf den freien Austausch von Saatgut zum landwirtschaftlichen Anbau und zur züchterischen Arbeit. Angesichts der weltweiten Bedeutung dieser Konferenz ist es erstaunlich, dass sie bisher ein Projekt für einige wenige Experten und Regierungsvertreter geblieben ist.

Der Fall Percy Schmeiser

Welche Folgen eine Ausweitung der Patente auf Saatgut und Lebensmittel haben wird, zeigt der Fall des Landwirts Percy Schmeiser aus Saskatchewan in Kanada, der des illegalen Gebrauchs von Gentech-Saatgut der Firma Monsanto angeklagt wurde. Im April 2001 verurteilte ihn ein Gericht dazu, wegen der Verletzung von Patentrechten einige zehntausend Dollar an Monsanto zu zahlen. Der Skandal: Das Gericht war der Ansicht, dass es keine Rolle spiele, ob das Saatgut des Farmers ungewollt durch Pollenflug auf das Feld des Bauern gelangt war oder ob er das Monsanto-Saatgut absichtlich ausgesät hatte. Die Durchsetzung der Patentrechte des Konzerns hatte für das Gericht in jedem Fall Vorrang. 

Rundum-Patent

In welchem Ausmaß die Industrie inzwischen Saatgut und Lebensmittel monopolisiert, zeigt ein Patent, das das Europäische Patentamt in München im August 2000 erteilte:

Mit dem Patent EP 744 888 schützt sich die Firma DuPont die Ernte von Maispflanzen, daraus gewonnene Öle, Futtermittel für Schweine und Geflügel sowie die Verwendung der Öle in Margarine, Salat-Dressing und Kochölen als „Erfindung“. Das Patent erstreckt sich auf die Ernte aller Maispflanzen, deren Samen einen bestimmten Ölgehalt aufweisen. Das Patent umfasst alle entsprechenden Varietäten, unabhängig davon, ob sie mit oder ohne Gentechnik hergestellt werden.

Das Problem: Derartige Pflanzen gibt es bereits, auch ohne DuPont. Bestimmte regionale Sorten weisen einen Ölsäuregehalt von über 60 Prozent in den Samen auf. DuPont beansprucht aber alle Maissorten, deren Körner einen Ölsäuregehalt von mindestens 55 Prozent haben. Damit gilt das Patent auch für regionale Sorten, welche die Bauern in den Ursprungsländern Südamerikas seit langer Zeit anbauen. 

Offener Brief an Konferenzteilnehmer

Um zu verhindern, dass die FAO-Konferenz in Italien von der Öffentlichkeit unbemerkt eine Gen-Konzern-freundliche Richtung einschlägt, hat Greenpeace zusammen mit über 100 anderen Organisationen einen offenen Brief an die Teilnehmer der Konferenz gerichtet: Darin wird gefordert, Patente auf Saatgut, Pflanzen und daraus hergestellte Lebensmittel zu verbieten.

Greenpeace fordert:

· Keine Patente auf Gene und Lebewesen, auf Saatgut, Pflanzen und daraus hergestellte Lebensmittel 

· Gerechte Teilung der Gewinne aus der Nutzung der biologischen Vielfalt 

· Konkrete Maßnahmen, um die pflanzengenetische Vielfalt in den Herkunftsländern zu erhalten. 
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